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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Die Umsetzung der Absichtserklärung für eine zweite Jurafrage stiess vor allem im
Kanton Bern auf beträchtliche Widerstände. Die Vorbereitung einer in der
Absichtserklärung der AIJ (Assemblé Interjurassienne) vorgesehenen Volksabstimmung,
die voraussichtlich Ende 2013 stattfinden wird, bedingt die Schaffung von
entsprechenden Rechtsgrundlagen und einer Abänderung des Sonderstatuts des
Berner Jura. Der Conseil du Jura Bern (CJB), ein mit dem Sonderstatut gebildetes,
gewähltes Regionalparlament mit Kompetenzen in Kultur- und Bildungsfragen, forderte
vom Kanton Jura die Garantie, dass dieser nach der geplanten Abstimmung die
Jurafrage als gelöst bezeichnen wird. Mit einer Empfehlung wolle der CJB abwarten, bis
diese wichtige Frage geklärt sei. Die Jurassische Regierung bekräftigte daraufhin ihren
Willen zu einer guten Lösung in der Jurafrage und versprach, die Frage nach einem
neuen Kanton Jura nach den Abstimmungen fallen zu lassen. Ende Juni stimmte der
CJB dann mit 16 zu 7 Stimmen für den Abstimmungsprozess mit dem Hinweis, die
Entwicklungen weiterhin kritisch zu verfolgen. Auf Berner Seite ging insbesondere die
SVP früh in Fundamentalopposition. Es sei unverständlich, dass ohne Not und ohne
eigentliche Nachfrage durch die Bevölkerung der Frieden im Berner Jura aufs Spiel
gesetzt werde, liess die Volkspartei Ende Juni verlauten. Zudem bestehe mit der
Erlaubnis einer nachträglichen Gemeindeabstimmung die Gefahr einer Zerstückelung
der Region. Nach dem kritischen Ja des CJB legte die Berner Regierung ihren Vorschlag
zur Änderung des Sonderstatuts vor. Regierungsrat Philippe Perrenoud (sp), dem das
Dossier unterstand, sprach von einem aufwändigen Prozess, der aber ohne Alternative
sei. Zeitgleich gab auch die Regierung des Kantons Jura die Verfassungsrevision in die
Vernehmlassung. Anfang September lagen die Vernehmlassungsantworten im Kanton
Bern vor. Die meisten Teilnehmer äusserten sich positiv, einzig die SVP, die chambre
d’agriculture du Jura bernois und der Verband Bernischer Burgergemeinden stellten
sich gegen das Abstimmungsprozedere. Vorbehalte meldete die EDU an und auch die
BDP wies den zweiten Schritt mit der gemeindeweisen Abstimmung zurück. Die
Beratungen in den kantonalen Parlamenten waren auf Januar 2013 geplant. Für Wirbel
sorgte die SVP Bern aber bereits Anfang November mit einer Motion, die ein Verbot der
nachgelagerten gemeindeweisen Abstimmungen verlangte. Zudem forderte die Partei,
dass die Änderung des Sonderstatuts in einem Referendum der gesamten Berner
Bevölkerung vorgelegt werden müsse. Ende November nahm der Grosse Rat die Motion
mit 67 zu 64 Stimmen bei zwei Enthaltungen an. Allerdings legte die so genannte Jura-
Delegation des Kantonsparlamentes ihr Veto ein. Die Abgeordneten aus dem Berner
Jura haben ein Vetorecht bei Fragen die den Berner Jura betreffen. Der Entscheid
wurde entsprechend auf Januar 2013 vertagt. Die Berner Regierung machte deutlich,
dass die gemeindeweise Abstimmungen ein Bestandteil des Abkommens sei. Bleibe es
bei der Entscheidung gegen den zweiten Schritt, so müssten die Kantone neu
verhandeln. In der Person von Rudolf Joder (svp, BE) wurde der Konflikt auch ins
nationale Parlament getragen. Joder verlangt in einem noch nicht behandelten Postulat
(Po. 12.4256), dass der Bundesrat das geplante Verfahren zur Jurafrage auf Recht- und
Verfassungsmässigkeit überprüfe. 1
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Nachdem sich 2013 lediglich Moutier und mit einem Patt aus 110 zu 110 Stimmen auch
die Gemeinde Belprahon für einen möglichen Fusionsprozess mit dem Kanton Jura
ausgesprochen hatten, war die Jurafrage noch nicht ganz vom Tisch. Das Abkommen
zwischen den Kantonen Bern und Jura sah die Möglichkeit von kommunalen
Abstimmungen nach der Kantonal- bzw. Regionalabstimmung vom 24. November 2013
vor. Gesuche für eine kommunale Abstimmung können bis zwei Jahre nach dem
Urnengang eingereicht werden. Allerdings mussten die Rechtsgrundlagen für den
eigentlichen Abstimmungsprozess noch geschaffen werden – den kommunalen
Urnengängen haben auch noch jeweils kantonale zu folgen. Umstritten war dabei
insbesondere die Reihenfolge, ob es also zuerst eine kommunale
Konsultativabstimmung geben sollte und erst anschliessend eine Verhandlung zwischen
den Kantonen Bern und Jura. Letztlich akzeptierte die Berner Regierung den Vorschlag
von Moutier, dass ein allfälliges Ja bei einer Abstimmung nicht einfach eine konsultative
Absichtserklärung, sondern ein Bekenntnis für eine Fusion darstelle. Dies bedingte
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allerdings, dass vor einer Abstimmung die Modalitäten in einem Staatsvertrag
ausgehandelt werden müssen. Eine kommunale Abstimmung kann so frühestens Ende
2016 stattfinden.
Die Gemeinde Moutier deponierte ihr Gesuch für eine solche kommunale Abstimmung
Mitte April 2014 beim Berner Regierungsrat. Bei der Abstimmung 2013 hatte sich die
Bevölkerung von Moutier knapp, mit 55%, für einen Prozess ausgesprochen, mit dem
eine mögliche Fusion geplant werden sollte, nicht aber für eine definitive Fusion.
Darüber hinaus hatte sich Moutier bereits 1998 in einer Konsultativabstimmung knapp
gegen eine Fusion mit dem Kanton Jura ausgesprochen. Der Ausgang einer möglichen
Abstimmung blieb also offen. Anfang September wurde bekannt, dass auch die
Gemeinden Belprahon und Grandval einen Antrag auf eine kommunale Abstimmung
gestellt hatten. Im Fall von Grandval hatte im November 2013 noch eine Mehrheit der
Stimmenden für den Verbleib im Kanton Bern gestimmt. Beide Kleinstgemeinden
machten deutlich, dass sie erst über eine mögliche Fusion mit dem Kanton Jura
abstimmen wollten, wenn klar sei, wie Moutier entscheide. Dagegen regte sich
allerdings rasch Widerstand von Pro-Berner-Seite: Eine Abstimmungskaskade müsse
verhindert werden. Befürchtet wurde ein eigentlicher Dominoeffekt nach einem
allfälligen Ja von Moutier. Deshalb müssten alle kommunalen Abstimmungen gleichzeitig
stattfinden. Die Entscheidung darüber war 2014 noch offen.
Dass die Jurafrage auch mit der deutlichen Abstimmung von 2013 noch nicht vom Tisch
ist, wurde auch in kleinen politischen Scharmützeln sichtbar. So wies etwa der
scheidende, langjährige PSA-Grossrat Jean-Pierre Aellen darauf hin, dass der Dialog für
eine Vereinigung immer weiter gehen müsse, was bei einigen SVP-Grossräten auf
grossen Widerwillen stiess. Aber auch die Berner SVP, die sich zu den Siegerinnen der
Jura-Abstimmung zählte, hielt die Jurafrage weiterhin am Köcheln. Insbesondere ihr
aus dem Berner Jura stammende Regierungsratskandidat und Grossrat Manfred Bühler
(BE, svp) versuchte aus der klaren Ablehnung, welche die französischsprechenden
Berner einem Fusionsprozess mit dem Kanton Jura entgegenbrachten, Profit zu
schlagen. So wollte er etwa von der Berner Regierung in einer Interpellation wissen, wie
viel die Lösung des Konflikts den Kanton Bern bisher gekostet habe. Der Urnengang und
die Finanzierung der Interjurassischen Versammlung, der tripartiten Organisation, die
ab 1994 für den Prozess hin zur Abstimmung 2013 verantwortlich war und die per Ende
2015 aufgelöst wird, wurden insgesamt auf rund CHF 3.7 Mio. veranschlagt. Während
die Regierung dieses Geld als gute Investition für eine befriedete Zukunft bezeichnete,
hegte Bühler Zweifel. Insbesondere der Zusatz in der jurassischen Verfassung, der nach
wie vor die Möglichkeit einer künftigen Fusion vorsah, war ihm ein Dorn im Auge. Die
jurassische Regierung beschloss Anfang Juni, diesen Passus zu streichen und die
bisherige Zusammenarbeit mit dem Berner Jura zu überdenken. Die Bemühungen
Bühlers fruchteten jedoch auch hinsichtlich seiner Regierungskandidatur letztlich
nicht. Er erhielt zwar bei den Regierungswahlen im ganzen Kanton mehr Stimmen als
Philippe Perrenoud (BE, sp), konnte aber im Berner Jura zu wenig stark überzeugen.
Dort holte der amtierende Perrenoud entscheidend mehr Stimmen. Die anschliessende
Diskussion um den Jurasitz, der demjenigen Kandidierenden aus dem Berner Jura
zufällt, der das grösste geometrische Mittel aus Stimmenzahl aus dem ganzen Kanton
und aus dem bernjurassischen Wahlbezirk erhält, hielt in der Folge nicht lange an. Die
SVP, die diese Regel Ende der 1980er Jahre mit eingeführt hatte, wehrte sich trotz
Niederlage nicht dagegen. Es sei nicht der richtige Moment, darüber zu diskutieren, so
SVP-Fraktionschef Peter Brand (BE, svp). Man wolle nicht als schlechter Verlierer
dastehen, obwohl man sich gut vorstellen könne, die für den Wähler zu komplizierte
Formel in Zukunft einmal abzuändern, so Anne-Caroline Graber (BE, svp). Mitte
September heizten auch die Autonomisten aus dem Kanton Jura die Stimmung ein
wenig an, indem sie ihre Solidarität mit Moutier bekundeten. Mit ihrer Liebeserklärung
kreierten die Autonomisten quasi eine neue, kleine Jurafrage. 2

Mitte März legte die Berner Regierung einen ersten Entwurf für eine Gesetzesänderung
vor, die den anstehenden kommunalen Abstimmungen einzelner bernjurassischer
Gemeinden über einen möglichen Wechsel zum Kanton Jura als Grundlage dienen
sollte. In der umstrittenen Frage der Terminierung schlug der Berner Regierungsrat eine
Kompromisslösung vor. Um eine ganze Kaskade von Abstimmungen zu verhindern,
waren maximal zwei Termine für die kommunalen Urnengänge vorgesehen. Damit trug
die Regierung dem Umstand Rechnung, dass sich die Gemeinden Belprahon und
Grandval, die neben Moutier bisher eine kommunale Abstimmung verlangt hatten, wohl
nur dann zu einem möglichen Kantonswechsel äussern wollen, wenn Moutier diesen
Beschluss zuvor fassen würde. Als Bedingung sah die Regierung allerdings vor, dass der
zweite Termin innerhalb von sechs Monaten nach dem ersten Termin festgesetzt
werden soll. Der Regierungsrat begründete den Vorschlag mit der Gemeindeautonomie,
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die nicht eingehalten würde, wenn man die Gemeinden zwingen würde, am gleichen Tag
abzustimmen. Dieser Gesetzesentwurf soll voraussichtlich Anfang 2016 im Parlament
beraten werden. 
Die berntreuen Grossräte um Manfred Bühler (BE, svp) zogen ihre bereits früher
eingereichte Forderung, dass die kommunalen Abstimmungen am gleichen Tag
stattfinden sollen, nach dem Bekanntwerden des regierungsrätlichen
Kompromissvorschlages allerdings nicht zurück. Man wolle den Forderungen der
Separatisten nicht einfach diskussionslos nachkommen. Die Verhandlungen über diesen
Vorstoss wurden Anfang Juni im Berner Grossrat geführt. Mit einer satten bürgerlichen
Mehrheit von 88 zu 56 Stimmen wurde die Motion Bühler überwiesen. Es wurde
argumentiert, dass nach dem deutlichen Abstimmungsresultat von 2013 schon
genügend Rücksicht auf die Minderheiten genommen worden sei. Zudem wurde die
Befürchtung laut, dass Moutier im Falle eines Ja bei einer nachgelagerten Abstimmung
Druck auf die beiden kleinen Nachbargemeinden ausüben könnte. Die mahnenden
Stimmen, den laufenden Prozess nicht zu stören, verhallten ungehört. Auch der Hinweis
von Regierungsrat Philippe Perrenoud (BE, sp), dass es keinen Grund gebe, überstürzt
etwas zu entscheiden, bevor die entsprechende, bereits vorliegende Gesetzesvorlage
beraten werde, fruchtete nicht. Mit einem Vorschlag für eine Eventualabstimmung
versuchte die kantonale EVP die Diskussion zu erweitern: Grandval und Belprahon
sollten gleichzeitig mit Moutier abstimmen, aber in einer Eventualfrage auch dazu
Stellung nehmen, ob ein Kantonswechsel auch dann bejaht würde, wenn Moutier Nein
sagen würde. 
Derweil kündigten die Verantwortlichen von Moutier an, die Abstimmung am 18. Juni
2017 durchführen zu wollen. In den Kommentarspalten wurde dies entweder als
Provokation oder als geschickter Schachzug bezeichnet – am 18. Juni 1940 hatte Charles
de Gaulle von London aus zur Résistance gegen das Naziregime aufgerufen. Moutier
wolle seine Autonomie wahrnehmen und selber bestimmen, wann die Abstimmung
durchzuführen sei. 3

1) BZ, 21.2.12; QJ, 2.3. und 31.3.12; Bund, 31.3.12; QJ, 11.5., 6.6. und 21.6.12; LT, 21.6.12; BZ und Bund, 26.6.12; QJ, 27.6.12;
Presse vom 29.6. und 30.6.12; QJ und NZZ, 4.7.12; Bund, 6.9.12; WoZ, 18.10.12; BZ, 8.11.12; Presse vom 30.11.12; QJ, 4.12.12; BZ,
27.12.12; Lib. 28.12.12.
2) Bund, 6.1.14; TG, 4.2.14; Bund, 6.2.14; BZ, 5.3.14; Bund, 27.3., 1.4., 2.4.14; BZ, Bund, LT, NZZ, 16.4.14; Lib, 23.4.14; BZ, 3.6.14;
LT, 26.6.14; BZ, 5.9.14; BZ, QJ, 15.9.14; Bund, 2.10.14
3) Bund, QJ, SZ, 14.3.15; Bund, 1.6.15; BZ, Bund, QJ, 10.6.15; QJ, 18.6.15; NZZ, 19.6.15
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